
Bundesministerium 
für Forschung, Technologie und Raumfahrt   

Richtlinie 
zur Förderung von Projekten zum Thema 

„Vertikale Applikationsallianzen Batterie (VAAB)“ 
im Rahmen der Hightech Agenda Deutschland 

Vom 28. Juli 2026 

1 Förderziel, Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage 

1.1 Förderziel 

Die Transformation zu einer klimaneutralen und gleichzeitig wettbewerbsfähigen und resilienten Wirtschaft erfordert 
leistungsfähige technologische Lösungen sowie eine enge Verzahnung von Forschung, Entwicklung und industrieller 
Umsetzung. Forschung und Innovation leisten hierbei einen wesentlichen Beitrag, um nachhaltige Mobilität und Ener-
giesysteme zu ermöglichen und leistungsfähige elektronische Geräte zu entwickeln, Wertschöpfung in Deutschland zu 
sichern und die technologische Souveränität Deutschlands und Europas zu stärken. 

Mit der Hightech Agenda Deutschland (HTAD) verfolgt die Bundesregierung das Ziel, zentrale Zukunftstechnologien 
strategisch zu fördern, ihre schnelle Überführung in wirtschaftliche und gesellschaftliche Anwendungen zu unterstüt-
zen und so Wertschöpfung und Souveränität in Europa und vor allem Deutschland zu stärken. Einen der Schwer-
punkte bilden die Forschung an und die Entwicklung von leistungsfähigen, sicheren und nachhaltigen Batterietech-
nologien als Schlüsseltechnologie für die klimaneutrale Mobilität und die klimaneutrale Energieerzeugung. Insbeson-
dere (elektro)mobile Anwendungen, stationäre Energiespeicherung und weitere industrielle Applikationen stehen da-
bei im Fokus. 

Ziel dieser Fördermaßnahme ist es, den Aufbau leistungsfähiger vertikaler Applikationsallianzen im Bereich Batterie-
technologien im Sinne der HTAD zu unterstützen und so die Entwicklung und Überführung innovativer Batterietech-
nologien in wettbewerbsfähige Anwendungen zu beschleunigen. Hierdurch sollen die technologische Souveränität 
Deutschlands und Europas gestärkt, neue Wertschöpfungsnetzwerke etabliert sowie die Voraussetzungen für eine 
wettbewerbsfähige und nachhaltige Batterieproduktion in Deutschland und Europa verbessert werden. 

Die Förderung soll insbesondere dazu beitragen,   

– vertikale Kooperationen entlang der Batteriewertschöpfungskette dauerhaft zu etablieren,  

– den Wissens- und Technologietransfer von Forschung in industrielle Anwendungen („From Lab to Fab“) zu be-
schleunigen,   

– die Überführung innovativer Ansätze bei Batteriezellen und zugehörigen Batteriesystemen in die Serienreife für 
spezifische Anwendungen vorzubereiten sowie   

– die industrielle Wertschöpfung im Bereich Batterietechnologien in Deutschland und Europa nachhaltig zu stärken. 

Die Zielerreichung wird insbesondere anhand der Anzahl aufgebauter vertikaler Applikationsallianzen, der erreichten 
technologischen Entwicklungsstände der geförderten Batterieinnovationen sowie der Zahl der erfolgreich in die indus-
trielle Anwendung überführten Projektergebnisse bewertet. 

Mit dieser Fördermaßnahme wird eine integrierte Technologie- und Anwendungsentwicklung gefördert. Entlang der 
Batteriewertschöpfungskette sollen die vertikalen Applikationsallianzen dazu beitragen, tragfähige Kooperationsstruk-
turen und neue Partnerschaftsmodelle zu etablieren, Synergien zu heben, Produktionsprozesse zu optimieren und 
neue Märkte zu erschließen. Die Stufen der adressierten Batteriewertschöpfungskette können von der Rohstoffauf-
bereitung (gegebenenfalls bereits ab der Rohstoffförderung) über die Produktentwicklung und Hochskalierung des 
elektrochemischen Systems zu einer Zelle im Zielformat bis zu der spezifischen Umsetzung in einer Anwendung 
reichen. Recycling als Bestandteil des Batterie-Lebenszyklus schließt daran an. 

In Deutschland vorhandene industrielle und wissenschaftliche Kompetenzen in Chemie, Maschinen- und Anlagenbau, 
Produktionstechnik und bei Recyclingtechnologien sollen besser vernetzt und genutzt werden. Durch enge, wert-
schöpfungsstufenübergreifende Kooperationen werden technologische Innovationen in Anwendungen überführt, die 
wettbewerbsfähig in Funktion und Kosten sind, und der Wissens- und Technologietransfer in die industrielle Nutzung 
(„From Lab to Fab“) beschleunigt. 

1.2 Zuwendungszweck 

Zweck diese Richtlinie ist die Förderung von Forschungs- und Entwicklungsprojekten im Rahmen vertikaler Applika-
tionsallianzen Batterie. 

Die Fördermaßnahme adressiert zentrale Hebel der HTAD zur Stärkung des Forschungs- und Innovationsstandorts 
Deutschland. Die HTAD hebt insbesondere die Bedeutung eines beschleunigten Wissens- und Technologietransfers, 
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einer stärkeren Vernetzung von Wissenschaft und Wirtschaft sowie geeigneter Rahmenbedingungen für die Skalierung 
technologischer Innovationen hervor. Hierzu werden durch die vertikalen Applikationsallianzen Kompetenzen entlang 
der Batteriewertschöpfungskette gebündelt, Kooperationen zwischen Wissenschaft und Wirtschaft gestärkt sowie die 
Entwicklung und Demonstration anwendungsnaher Batterietechnologien unterstützt. 

Gefördert werden vertikale Applikationsallianzen, die – aus der (angewandten) Grundlagenforschung kommend – ent-
lang der Batteriewertschöpfungskette zusammenarbeiten und spezifische, produzierbare Batteriezellen oder Batterie-
systeme für klar definierte Anwendungen entwickeln, die Überführung in die Serie klar im Blick. Dies umfasst ins-
besondere die Entwicklung der erforderlichen Zellkomponenten, Produktionsanlagen und Produktionsprozesse sowie 
die Konzeptionierung eines Integrationspfads in die jeweilige Anwendung. Die adressierte Wertschöpfungskette kann 
von der Rohstoffaufbereitung über die Entwicklung und Hochskalierung des elektrochemischen Systems sowie die 
Zellfertigung bis zur Anwendung reichen; ergänzend können Recycling und geschlossene Materialkreisläufe einbezo-
gen werden. 

Die Förderung richtet sich an anwendungsgetriebene Forschungs- und Entwicklungsansätze, die durch die Bedarfe 
der Anwenderindustrie initiiert werden. Unterstützt werden sowohl innovative Batterielösungen für Spezialmärkte als 
auch Batterietechnologien für volumenstarke Anwendungen mit besonderer Bedeutung für den Aufbau einer wett-
bewerbsfähigen deutschen und europäischen Batterieindustrie. Besondere Aufmerksamkeit gilt der Entwicklung fort-
schrittlicher Batteriezellen und Batteriezellen zukünftiger Generationen. 

Die Ergebnisse der geförderten Vorhaben dürfen nur in der Bundesrepublik Deutschland oder dem Europäischen 
Wirtschaftsraum (EWR) und der Schweiz genutzt werden. 

Diese Fördermaßnahme wird in einem wettbewerblichen Verfahren umgesetzt. Ausgewählt werden Forschungs- und 
Entwicklungsansätze, die am stärksten zur Zielerreichung dieser Förderinitiative beitragen. 

1.3 Rechtsgrundlagen 

Der Bund gewährt die Zuwendungen nach Maßgabe dieser Förderrichtlinie, der §§ 23 und 44 der Bundeshaushalts-
ordnung (BHO) und den dazu erlassenen Verwaltungsvorschriften sowie der „Richtlinien für Zuwendungsanträge auf 
Ausgabenbasis (AZA/AZAP/AZV)“ und/oder der „Richtlinien für Zuwendungsanträge auf Kostenbasis von Unterneh-
men der gewerblichen Wirtschaft (AZK)“ des Bundesministeriums für Forschung, Technologie und Raumfahrt 
(BMFTR). Ein Anspruch auf Gewährung der Zuwendung besteht nicht. Vielmehr entscheidet die Bewilligungsbehörde 
aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. 

Nach dieser Förderrichtlinie werden staatliche Beihilfen im Sinne der De-minimis-Beihilfen Verordnung der Europä-
ischen Kommission (EU-Kommission) gewährt.1 

Nach dieser Förderrichtlinie werden staatliche Beihilfen auf der Grundlage von Artikel 25 Absatz 2 Buchstabe b, c und 
d, Artikel 27 und Artikel 28 Absatz 2 Buchstabe a, b und c der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO) 
der Europäischen Kommission (EU-Kommission) gewährt.2 Die Förderung erfolgt unter Beachtung der in Kapitel I 
AGVO festgelegten Gemeinsamen Bestimmungen, insbesondere unter Berücksichtigung der in Artikel 2 der Verord-
nung aufgeführten Begriffsbestimmungen (vergleiche hierzu die Anlage zu beihilferechtlichen Vorgaben für diese För-
derrichtlinie). 

2 Gegenstand der Förderung 

Die geförderten Applikationsallianzen sollen dazu beitragen, tragfähige Kooperationsstrukturen zu etablieren, die über 
die Laufzeit der geförderten Vorhaben hinaus wirken und langfristig zur Entwicklung leistungsfähiger Innovationsöko-
systeme im Bereich Batterietechnologien beitragen. Gefördert werden deshalb Verbundprojekte, die unterschiedliche 
Akteure entlang der Wertschöpfungskette einbinden, etwa Chemieunternehmen für Batteriematerialien, Unternehmen 
des Maschinen- und Anlagenbaus, Batteriezellproduzenten und Batteriespeicherhersteller, Hersteller von Subkom-
ponenten, Recyclingunternehmen sowie Hochschulen und Forschungseinrichtungen (auch unter Einbindung von For-
schungsproduktionslinien bis hin zu Pilotlinien wie beispielsweise in der Forschungsfertigung Batteriezelle – FFB). Die 
Koordination der Projekte muss durch die Anwenderindustrie erfolgen, die sich zugleich mit einem verbindlichen Ver-
wertungsplan einbringt. Im Verwertungsplan müssen IP-Regelungen (zum Beispiel zur Nutzung der Projektergebnisse 
während und nach der Laufzeit), Strategiepläne zur industriellen Verwertung/Vermarktung in Deutschland/Europa und 
der Beitrag zum Aufbau eines technologisch souveränen und nachhaltigen Batterie-Ökosystems festgeschrieben 
werden. Im Sinne eines Hybrid Battery Manufacturing (HBM, das heißt eine örtliche Trennung von Teilen der Prozess-
kette) können einzelne Prozessschritte von unterschiedlichen Unternehmen oder Forschungseinrichtungen übernom-

1 Verordnung (EU) 2023/2831 der Kommission vom 13. Dezember 2023 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeits-
weise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen (ABl. L, 2023/2831, 15.12.2023, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2023/2831/oj). 

2 Verordnung (EU) Nummer 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit 
dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (ABl. L 187 vom 26.6.2014, 
S. 1) in der Fassung der Verordnung (EU) 2017/1084 vom 14. Juni 2017 (ABl. L 156 vom 20.6.2017, S. 1), der Verordnung (EU) 2020/972 vom 2. Juli 
2020 zur Änderung der Verordnung (EU) Nummer 1407/2013 hinsichtlich ihrer Verlängerung und zur Änderung der Verordnung (EU) 
Nummer 651/2014 hinsichtlich ihrer Verlängerung und relevanter Anpassungen (ABl. L 215 vom 7.7.2020, S. 3) und der Verordnung (EU) 2021/1237 
vom 23. Juli 2021 zur Änderung der Verordnung (EU) Nummer 651/2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit 
dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (ABl. L 270 vom 29.7.2021, 
S. 39) und der Verordnung (EU) 2023/1315 vom 23. Juni 2023 zur Änderung der Verordnung (EU) Nummer 651/2014 zur Feststellung der Verein-
barkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (ABl. L 167 vom 30.6.2023, S. 1). 
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men werden. Auch kann die Umsetzung und der Vergleich von alternativen Prozesspfaden (parallele Ansätze) zur 
schnelleren Zielerreichung sinnvoll sein. 

Zur Schaffung nachhaltiger Anreize sind mehrjährige Förderungen mit einer möglichen Gesamtlaufzeit von bis zu zehn 
Jahren (zunächst vier Jahre, bestehend aus einer bis zu einjährigen Konzeptionsphase und drei Jahre für die erste 
Umsetzungsphase, maximal verlängerbar um zweimal drei Jahre) denkbar. Sofern möglich kann der Innovationszyklus 
auch kürzer sein. Bei einem Direkteinstieg in Umsetzungsphase 2 sind geeignete Vorarbeiten, etwa im Rahmen der 
BMFTR-Forschungsförderungen im Transfermodul von „Clusters Go Industry“ oder der Maßnahme „B@TS“, nach-
zuweisen. Vor einem Einstieg in die Umsetzungsphase 3 muss die Phase 2 zwingend durchlaufen werden. 

Bei der Einreichung der einjährigen Konzeptionsphase und einer Umsetzungsphase müssen auch alle nachfolgenden 
späteren Umsetzungsphasen adressiert beziehungsweise dargestellt werden. Eine erfolgreiche Zwischenbewertung 
ist erforderlich für die Antragsaufforderung zur jeweils nächsten Umsetzungsphase und steht unter dem Vorbehalt der 
Bereitstellung entsprechender Haushaltsmittel. Der Zuwendungsgeber ist bestrebt, im Fall einer positiven Zwischen-
bewertung, die Übergangszeiten zwischen zwei Phasen so kurz wie möglich zu halten. 

Die Umsetzungsphasen können kürzer als drei Jahre gestaltet werden, auch ist ein Einstieg in Umsetzungsphase 2 
möglich, sofern entsprechende Vorkenntnisse beziehungsweise Vorarbeiten erfolgt sind (Darlegung im Rahmen der 
Skizzeneinreichung erforderlich). Ein Einstieg in Umsetzungsphase 3 ist hingegen nicht direkt möglich. Die verschie-
denen Ebenen der Integration für die Anwendung sind zu berücksichtigen, zwischen Subkomponenten, Komponenten 
und der Anwendung ist zu unterscheiden. 

Konzeptionsphase: 

In der Konzeptionsphase wird die Applikationsallianz konkretisiert mit dem Ziel, spezifische, produzierbare Batterie-
zellen oder Batteriesysteme für klar definierte Anwendungen bis hin zur Serienreife bereitzustellen. Es muss eine 
Roadmap bis zur Vorserienreife der Batteriezelle oder Batterie in der entsprechenden Anwendung (entspricht TRL 7 
bis 8) bis zum Abschluss der letzten Umsetzungsphase aufgezeigt werden. Die Phase kann dazu dienen, tragfähige 
Kooperationsstrukturen zu entwerfen, die über die Laufzeit der geförderten Vorhaben hinaus wirken und langfristig zur 
Entwicklung leistungsfähiger Innovationsökosysteme im Bereich Batterietechnologien beitragen können (Entwicklung 
eines geeigneten Kooperationsmodells). Es sollen IP-Regelungen, Strategiepläne zur industriellen Verwertung/Ver-
marktung in Deutschland/Europa und der Beitrag zum Aufbau eines Batterie-Ökosystems weiter detailliert werden. 
Dabei liegt der Fokus insbesondere auf der Potentialbewertung des Vorhabens unter Berücksichtigung von Planungs-
prämissen. 

Die Konzeptionsphase sollte von mindestens zwei Unternehmen und einer Hochschule (Universitäten/Fachhochschu-
len) oder außeruniversitären Forschungseinrichtung durchgeführt werden. Idealerweise sind bereits alle Partner betei-
ligt, die auch an der 1. Umsetzungsphase teilnehmen sollen. Die Konzeptionsphase kann auch zur Identifikation 
(weiterer) geeigneter Partner dienen. Im Sinne einer Beschleunigung der Umsetzung müssen Konzeptionsphase und 
1. Umsetzungsphase zusammen beantragt werden. Eine Ausnahme hiervon ist nur in begründeten Ausnahmefällen 
und nach Freigabe durch den zuständigen Projektträger möglich. In diesem Fall ist eine vereinfachte Skizzeneinrei-
chung nach Absprache mit dem zuständigen Projektträger möglich. Der Übergang zwischen beiden Phasen wird 
durch einen quantifizierbaren Meilenstein mit Abbruchkriterium umgesetzt. 

Im Rahmen jeder der folgenden Umsetzungsphasen soll die Erhöhung des TRLs der (Sub-)Komponenten und der 
Ebenenwechsel von der Zelle bis zur Batterie im Bauraum der Anwendung den Weg zur Serienreife der Batterie in der 
Anwendung aufzeigen, aus der Forschung in die Anwendung.   

1. Umsetzungsphase – Technologievalidierung im relevanten Umfeld:   

→ Technologie ist in einem relevanten Umfeld validiert 

Die technologischen Grundlagen sind nachgewiesen und wesentliche Funktionen belegt. Materialien, Komponen-
ten, Produktionsprozesse, Anlagenkonzepte, System- oder Produktfunktionen werden in repräsentativen Prototy-
pen umgesetzt und unter realitätsnahen Bedingungen getestet. Herstellungs- und Integrationsschritte sind im La-
bor- oder Pilotmaßstab etabliert. Die Ergebnisse zeigen, dass die Technologie grundsätzlich geeignet ist, in eine 
industrielle Wertschöpfungskette oder in ein funktionsfähiges Endprodukt integriert zu werden. Darüber hinaus wird 
über nachvollziehbare Kostenkalkulationen die potentielle Wettbewerbsfähigkeit unter den angenommenen Prä-
missen bestätigt.   

2. Umsetzungsphase – Systemdemonstration im anwendungsnahen Umfeld:   

→ Integrierter Systemprototyp ist im industriellen oder einsatznahen Umfeld demonstriert   

Die Technologie liegt in vorseriennaher Ausführung vor und wird als Teil einer realistischen Wertschöpfungskette 
oder Anwendung demonstriert. Materialien, Anlagen, Fertigungsprozesse und Systemfunktionen sind aufeinander 
abgestimmt und werden unter industrietypischen Randbedingungen betrieben. Für Anwendungen mit besonderen 
Herausforderungen an die Zellchemie sind bei Abschluss der Umsetzungsphase alle Spezifikationen der Zellchemie 
unter Einsatzbedingungen erfüllt und eine rasche Skalierung der Produktion in der finalen Umsetzungsphase er-
wartbar. Die Demonstration erfolgt in einer Pilot- oder Demonstrationsumgebung, die den späteren Serienbetrieb 
oder den realen Einsatz weitgehend abbildet. Leistungsfähigkeit, Robustheit, Sicherheit und Skalierbarkeit der 
Technologie sind nachgewiesen. Potentielle Wettbewerbsfähigkeit ist weiterhin bestätigt. 
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3. Umsetzungsphase bis TRL 8 in der Anwendung – System qualifiziert und serienreif:   

→ Vollständiges System ist qualifiziert und für den industriellen Einsatz der Batterie in der Applikation vorbereitet   

Die Technologie ist als seriennahes System oder Produkt realisiert. Materialien, Komponenten, Anlagen und/oder 
Prozesse sind qualifiziert, reproduzierbar und in industrielle Abläufe integrierbar. Prüf-, Qualitäts- und Freigabe-
prozesse sind definiert und umgesetzt. Relevante Normen, Sicherheits- und Zulassungsanforderungen sind erfüllt 
oder unmittelbar erfüllbar. Wirtschaftlichkeit, Qualität und Leistungsfähigkeit entsprechen industriellen Standards 
und ermöglichen die Serienfertigung oder Markteinführung. 

Ein zentrales Anliegen einer VAAB ist der Aufbau effizienter Innovations- und Managementstrukturen, die auch die 
notwendigen IP-Regelungen festlegen, die auf eine Verwertung/Vermarktung in Deutschland und Europa abzielen. 
Dazu zählen auch eine leistungsfähige Allianzkoordination, die Definition klarer Übergabepunkte entlang der Wert-
schöpfung der einzelnen Verbundpartner inklusive Wissenschaft, ein transparenter Datenaustausch sowie eine mög-
liche Einbindung von KMU (gegebenenfalls auch Start-ups). Ebenso können bestehende (Skalierungs-)Forschungs-
infrastrukturen bis zur FFB in die Vorhaben integriert werden. 

Die geförderten Vorhaben sollen einen wesentlichen Beitrag zur Entwicklung von in Funktion und Kosten wettbe-
werbsfähigen Batteriezellen und Batteriespeicher entlang des Lebenszyklus leisten. Insbesondere sollen Herausfor-
derungen bei Spezialanwendungen adressiert werden, sei es durch deutliche Verbesserungen in Energiedichte, Leis-
tung, Sicherheit, Lebensdauer oder Zyklenfähigkeit, durch die Substitution kritischer Rohstoffe, durch die Lokalisie-
rung der Wertschöpfungskette oder auch weiterer relevanter Aspekte. Parallel dazu wird ein Schwerpunkt auf den 
Kompetenzaufbau für Produktentwicklung und Hochskalierung des elektrochemischen Systems zu einer Zelle im 
Zielformat und die Stärkung des Maschinen- und Anlagenbaus gelegt. Innovative Bearbeitungs- und Fertigungsver-
fahren, inlinefähige Analyse- und Überwachungstechnologien sowie die Standardisierung und Modularisierung von 
Produktionssystemen sollen zu einer hocheffizienten und wettbewerbsfähigen Zellfertigung für eine konkrete Anwen-
dung führen. Ziel ist es auch, Herstellkosten durch Materialeinsparungen, optimierte Prozesse und neue Material-
systeme zu senken und gleichzeitig Nachhaltigkeitsaspekte wie Energieeinsparung und den Verzicht auf schädliche 
oder knappe Rohstoffe konsequent zu berücksichtigen, um die Wettbewerbsfähigkeit Europas und insbesondere 
Deutschlands zu sichern. 

Langfristig wird der Aufbau von Produktionskapazitäten für Batterie(zellen) angestrebt, die entweder spezifische An-
wendungen (Spezialmärkte) bedienen oder als volumenstarke Branchenlösungen dienen können. Dabei sollen die 
Vorgaben der EU-Batterieverordnung vom 12. Juli 2023 oder aktuellerer Versionen frühzeitig mitberücksichtigt wer-
den. Die nach Abschluss der Förderung hergestellten Batteriezellen beziehungsweise -speicher müssen sich durch 
exzellente Leistungsdaten (insbesondere Funktion und Kosten) sowie durch eine nachhaltige, resiliente und umwelt-
verträgliche Fertigung auszeichnen, um im internationalen Wettbewerb Vorteile für die deutsche und europäische 
Industrie zu generieren. 

Ein zentraler Bestandteil der Vorhaben ist der Nachweis der technischen Machbarkeit wettbewerbsfähiger Zell- und 
Speichertechnologien in Funktion und Kosten beispielsweise durch Nutzung bestehender Batterieforschungsinfra-
strukturen sowie die Demonstration der Skalierbarkeit in Richtung einer späteren Serienproduktion. Hierbei werden 
Kompetenzen entlang der gesamten Wertschöpfungskette über innovative und nachhaltige Prozesstechnologien ge-
fördert, die zu einer ressourcenschonenden und effizienten Fertigung beitragen. Ergänzend sollen digitale Methoden 
betrachtet werden, wie etwa der Einsatz Digitaler Zwillinge und Künstlicher Intelligenz, um die Zusammenhänge zwi-
schen Materialien, Prozessschritten und Produkteigenschaften transparent zu machen und zur Prozess-, Zell- und 
Systemoptimierung entlang des Lebenszyklus beizutragen. Für HBM und alternative Prozessrouten kann dies auch 
„linienweite“ Datenräume und simulationsgestützte Rekonfiguration („Plug-and-Produce“) von Produkten- und Pro-
zessmodulen bedeuten. 

Im Kern des Förderansatzes steht die gezielte und effiziente Fortentwicklung innovativer Forschungs- und Entwick-
lungsansätze aus der (Grundlagen-)Forschung durch die Industrie im Sinne der Überführung eines Technology-Push- 
Ansatzes in ein Market-Pull-Momentum. Dabei verbleibt die Fördermaßnahme – auch in Abgrenzung zu Maßnahmen 
des BMWE – im vorwettbewerblichen Bereich. 

In Abgrenzung zu anderen Fördermaßnahmen des BMFTR werden keine Vorhaben zu reinen Superkondensatoren 
oder Brennstoffzellen gefördert. 

Im Rahmen eines Begleitvorhabens zu dieser Fördermaßnahme soll der Stand der Batterietechnologie kontinuierlich 
verfolgt, evaluiert, kommende Entwicklungstrends prognostiziert und diese Fördermaßnahme in Bezug auf übergrei-
fende Gesichtspunkte begleitet werden. Auch soll der Stand der Forschungs- und Entwicklungsarbeiten innerhalb 
dieser Fördermaßnahme im internationalen Vergleich bewertet werden. Die Ergebnisse sollen für einen breiten Kreis 
von Hochschulen und Wissenschaftseinrichtungen sowie Unternehmen nutzbar gemacht werden – nach Sicherung 
relevanter Schutzrechte beziehungsweise IPs. Ein Förderaufruf für ein Begleitvorhaben wird zu einem späteren Zeit-
punkt auf der Internetseite www.batterieforschung.de veröffentlicht. 

Die Erfolgskontrolle erfolgt als begleitendes und abschließendes Monitoring auf Ebene der Verbünde und der För-
dermaßnahme. In den Verbünden werden Zielerreichung und Fortschritt anhand von Meilensteinen, TRL-Entwicklung, 
Demonstratoren, IP-Konzepten sowie Einhaltung von Zeit- und Kostenplänen bewertet. Auf Ebene der Fördermaß-
nahme werden insbesondere Beiträge zu marktnahen Produkten, Anschlussinvestitionen, Verwertungsperspektiven 
und dem Grad der technologischen Souveränität innerhalb Deutschlands und Europas erfasst. Das Begleitprojekt 
bündelt die Datenerhebung, führt Querschnittsanalysen durch und bewertet Nutzungskonzepte, ergänzt durch Um-
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feld- und Marktanalysen. Die Ergebnisse fließen kontinuierlich in die Programmsteuerung ein; eine abschließende 
Evaluation bewertet Zielerreichung, Wirkung und Nachhaltigkeit. 

3 Zuwendungsempfänger 

Antragsberechtigt sind Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft sowie Hochschulen (Universitäten/Fachhochschu-
len), außeruniversitäre Forschungseinrichtungen, Vereine, Verbände und Bundesämter. 

Zum Zeitpunkt der Auszahlung einer gewährten Zuwendung wird das Vorhandensein einer Betriebsstätte oder Nie-
derlassung (Unternehmen) beziehungsweise einer sonstigen Einrichtung, die der nichtwirtschaftlichen Tätigkeit des 
Zuwendungsempfängers dient (Hochschule, Forschungseinrichtung, Verein, Verband, Bundesamt), in Deutschland 
verlangt. 

Forschungseinrichtungen, die von Bund und/oder Ländern grundfinanziert werden, können neben ihrer institutionellen 
Förderung eine Projektförderung für ihre zusätzlichen projektbedingten Ausgaben beziehungsweise Kosten bewilligt 
bekommen, wenn sie im Förderantrag den Bezug zwischen dem beantragten Projekt und grundfinanzierten Aktivitäten 
explizit darstellen beziehungsweise beides klar voneinander abgrenzen. 

Zu den Bedingungen, wann staatliche Beihilfe vorliegt/nicht vorliegt und in welchem Umfang beihilfefrei gefördert 
werden kann, siehe Unionsrahmen für staatliche Beihilfen zur Förderung von Forschung, Entwicklung und Innovation 
(FuEuI-Unionsrahmen).3 

Kleine und mittlere Unternehmen (KMU) im Sinne dieser Förderrichtlinie sind Unternehmen, die die Voraussetzungen 
der KMU-Definition der Europäischen Union (EU) erfüllen.4 Der Antragsteller erklärt gegenüber der Bewilligungsbe-
hörde seine Einstufung gemäß KMU-Empfehlung der Kommission im Rahmen des Antrags. 

4 Besondere Zuwendungsvoraussetzungen 

Förderfähig im Rahmen dieser Förderrichtlinie sind Vorhaben im Bereich der industriellen Forschung und der experi-
mentellen Entwicklung. 

Die Verbundkoordination muss ein Industrieunternehmen übernehmen. 

Im Rahmen verschiedener internationaler Abkommen zur wissenschaftlich-technischen Zusammenarbeit können Ver-
bundvorhaben mit internationalen Partnern gefördert werden. Die Finanzierung der internationalen Partner muss durch 
das Partnerland oder über Eigenfinanzierung erfolgen. Möglich sind Verbundvorhaben unter Beteiligung von For-
schungseinrichtungen und/oder Unternehmen auf deutscher Seite sowie auf Seite der internationalen Kooperations-
partner. 

Die Partner eines Verbundprojekts regeln ihre Zusammenarbeit in einer schriftlichen Kooperationsvereinbarung. Vor 
der Förderentscheidung über ein Verbundprojekt muss eine grundsätzliche Übereinkunft über weitere vom BMFTR 
vorgegebene Kriterien nachgewiesen werden (vergleiche BMFTR-Vordruck Nr. 0110).5 

Alle Zuwendungsempfänger, auch Forschungseinrichtungen im Sinne von Artikel 2 (Nummer 83) AGVO, stellen sicher, 
dass im Rahmen des Verbunds keine indirekten (mittelbaren) Beihilfen an Unternehmen fließen. Dazu sind die Be-
stimmungen von Nummer 2.2 des FuEuI-Unionsrahmens zu beachten. 

Projektteilnehmer sind verpflichtet, sich an begleitenden und evaluierenden Maßnahmen (zum Beispiel durch eine 
Begleitmaßnahme) zu beteiligen, Informationen für die Bewertung des Erfolgs der Fördermaßnahme bereitzustellen 
und unter Wahrung ihrer Geschäftsgeheimnisse einen einrichtungs- und unternehmensübergreifenden, intensiven 
Erfahrungsaustausch aktiv mitzugestalten. 

Eine Kontaktaufnahme durch den Projektkoordinator mit dem zuständigen Projektträger wird empfohlen. 

5 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung 

Die Zuwendungen werden im Wege der Projektförderung als nicht rückzahlbarer Zuschuss gewährt. 

Der aufzubringende Eigenanteil durch die Unternehmen steigt mit zunehmendem technologischen Reifegrad. 

Zur Förderung ausgewählt werden die Applikationsallianzen mit besonders aussichtsreichen Strategien für die Bereit-
stellung von spezifischen, serienreif produzierbaren Batteriezellen oder Batteriesystemen für klar definierte Anwen-
dungen. 

Die drei Umsetzungsphasen sehen eine zunehmende – auch finanzielle – Beteiligung der Wirtschaft verbunden mit 
einer zunehmenden Etablierung der Strukturen der Applikationsallianz und einer zunehmenden Anwendungsorientie-
rung der geförderten FuE-Vorhaben vor. 

3 Mitteilung der EU-Kommission (2022/C 414/01) vom 28. Oktober 2022 (ABl. C 414 vom 28.10.2022, S. 1). 
4 Vergleiche Anhang I AGVO beziehungsweise Empfehlung der Kommission vom 6. Mai 2003 betreffend die Definition der Kleinstunternehmen sowie 

der kleinen und mittleren Unternehmen, bekannt gegeben unter Aktenzeichen K (2003) 1422 (2003/361/EG) (ABl. L 124 vom 20.5.2003, S. 36): 
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32003H0361&from=DE 

5 https://foerderportal.bund.de/easy/easy_index.php?auswahl=easy_formulare, Bereich BMFTR, Allgemeine Vordrucke und Vorlagen für Berichte. 
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Unter Berücksichtigung der zulässigen Beihilfeintensitäten wird für eine VAAB ein über alle Förderprojekte der jewei-
ligen Umsetzungsphase gemittelter finanzieller Eigenanteil von mindestens 

20 Prozent für die 1. Umsetzungsphase, 

30 Prozent für die 2. Umsetzungsphase und 

40 Prozent für die 3. Umsetzungsphase 

erwartet. 

Bemessungsgrundlage für Zuwendungen an Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft und für Vorhaben von For-
schungseinrichtungen, die in den Bereich der wirtschaftlichen Tätigkeiten6 fallen, sind die zuwendungsfähigen pro-
jektbezogenen Kosten. Diese können unter Berücksichtigung der beihilferechtlichen Vorgaben (siehe Anlage) anteilig 
finanziert werden. Nach BMFTR-Grundsätzen wird eine angemessene Eigenbeteiligung an den entstehenden zuwen-
dungsfähigen Kosten vorausgesetzt. 

Bemessungsgrundlage für Zuwendungen an Hochschulen, Forschungs- und Wissenschaftseinrichtungen und ver-
gleichbare Institutionen, die nicht in den Bereich der wirtschaftlichen Tätigkeiten fallen, sind in der Regel die zuwen-
dungsfähigen projektbezogenen Ausgaben (bei Helmholtz-Zentren und der Fraunhofer-Gesellschaft die zuwendungs-
fähigen projektbezogenen Kosten), die unter Berücksichtigung der beihilferechtlichen Vorgaben individuell bis zu 
100 Prozent gefördert werden können. 

Bei nichtwirtschaftlichen Forschungsvorhaben an Hochschulen und Universitätskliniken wird zusätzlich zu den durch 
das BMFTR finanzierten zuwendungsfähigen Ausgaben eine Projektpauschale in Höhe von 20 Prozent gewährt. 

Förderfähig sind Ausgaben/Kosten, welche im Förderzeitraum dazu dienen, den geplanten Forschungsprozess be-
ziehungsweise die Ergebnisse der Öffentlichkeit zugänglich zu machen und über diese mit der Gesellschaft in den 
Austausch zu gehen. Die Wissenschaftskommunikation ist die allgemeinverständliche, dialogorientierte Kommunika-
tion und Vermittlung von Forschung und wissenschaftlichen Inhalten an Zielgruppen außerhalb der Wissenschaft.7 

Die zuwendungsfähigen Ausgaben/Kosten richten sich nach den „Richtlinien für Zuwendungsanträge auf Ausgaben-
basis (AZA/AZAP/AZV)“ und/oder den „Richtlinien für Zuwendungsanträge auf Kostenbasis von Unternehmen der 
gewerblichen Wirtschaft (AZK)“ des BMFTR. 

CO2-Kompensationszahlungen für Dienstreisen können nach Maßgabe der „Richtlinien für Zuwendungsanträge auf 
Ausgabenbasis (AZA/AZAP/AZAV)“ beziehungsweise der „Richtlinien für Zuwendungsanträge auf Kostenbasis von 
Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft (AZK)“ als zuwendungsfähige Ausgaben beziehungsweise Kosten aner-
kannt werden. 

Die Vorgaben der De-minimis-Verordnung sind zu berücksichtigen (siehe Anlage). 

Für die Festlegung der jeweiligen zuwendungsfähigen Kosten und die Bemessung der jeweiligen Förderquote sind die 
Vorgaben der AGVO zu berücksichtigen (siehe Anlage). 

6 Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

Bestandteil eines Zuwendungsbescheids auf Kostenbasis werden grundsätzlich die „Nebenbestimmungen für Zuwen-
dungen auf Kostenbasis des Bundesministeriums für Bildung und Forschung an gewerbliche Unternehmen für For-
schungs- und Entwicklungsvorhaben“ (NKBF 2017). 

Bestandteil eines Zuwendungsbescheids auf Ausgabenbasis werden grundsätzlich die „Nebenbestimmungen für Zu-
wendungen auf Ausgabenbasis des Bundesministeriums für Bildung und Forschung zur Projektförderung“ (NABF) 
sowie die „Besonderen Nebenbestimmungen für den Abruf von Zuwendungen im mittelbaren Abrufverfahren im Ge-
schäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung und Forschung“ (BNBest-mittelbarer Abruf-BMBF), sofern die 
Zuwendungsmittel im sogenannten Abrufverfahren bereitgestellt werden. 

Bestandteil eines Zuwendungsbescheids auf Ausgabenbasis werden die „Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zu-
wendungen zur Projektförderung an Gebietskörperschaften und Zusammenschlüsse von Gebietskörperschaften“ 
(ANBest-Gk) und die „Besonderen Nebenbestimmungen für Zuwendungen des BMBF zur Projektförderung auf Aus-
gabenbasis“ (BNBest-BMBF 98) sowie die „Besonderen Nebenbestimmungen für den Abruf von Zuwendungen im 
mittelbaren Abrufverfahren im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung und Forschung“ (BNBest-mittel-
barer Abruf-BMBF), sofern die Zuwendungsmittel im sogenannten Abrufverfahren bereitgestellt werden. 

Zur Durchführung von Erfolgskontrollen im Sinne von Verwaltungsvorschrift Nummer 11a zu § 44 BHO sind die Zu-
wendungsempfänger verpflichtet, die für die Erfolgskontrolle notwendigen Daten dem BMFTR oder den damit beauf-
tragten Institutionen zeitnah zur Verfügung zu stellen. Die Informationen werden ausschließlich im Rahmen der Be-
gleitforschung und der gegebenenfalls folgenden Evaluation verwendet, vertraulich behandelt und so anonymisiert 
veröffentlicht, dass ein Rückschluss auf einzelne Personen oder Organisationen nicht möglich ist. 

Das BMFTR unterstützt die Vereinbarkeit von Familie und wissenschaftlicher Weiterqualifizierung in BMFTR-Projek-
ten. Änderungen in BMFTR-geförderten Projekten an Hochschulen oder institutionell geförderten Forschungseinrich-
tungen, die aufgrund familienbedingter Ausfallzeiten von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern in frühen Karrie-

6 Zur Definition der wirtschaftlichen Tätigkeit siehe Hinweise in Nummer 2 der Mitteilung der EU-Kommission zum Beihilfebegriff (ABl. C 262 vom 
19.7.2016, S. 1) und Nummer 2 des FuEuI-Unionsrahmens. 

7 Siehe hierzu auch die Handreichung (FAQ) des BMFTR zur Wissenschaftskommunikation. 
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rephasen sinnvoll und notwendig sind, werden mit geringem administrativem Aufwand gewährt. Insbesondere kom-
men Verlängerungen der Projektlaufzeit und, soweit erforderlich, zusätzliche Mittel für die den familienbedingten Aus-
fallzeiten entsprechenden Nachholzeiten in Betracht. Ausreichend ist ein entsprechender, kurz begründeter schriftli-
cher Antrag (per E-Mail) von der Projektleitung an das zuständige Fachreferat beziehungsweise den zuständigen 
Projektträger. Voraussetzung für eine solche Änderung des Vorhabens ist, dass die Nachwuchswissenschaftlerin 
beziehungsweise der Nachwuchswissenschaftler einen Beitrag zur Erreichung des Projektziels leistet. 

Wenn der Zuwendungsempfänger seine aus dem Forschungsvorhaben resultierenden Ergebnisse als Beitrag in einer 
wissenschaftlichen Zeitschrift veröffentlicht, so soll dies so erfolgen, dass der Öffentlichkeit der unentgeltliche elek-
tronische Zugriff (Open Access) auf den Beitrag möglich ist. Dies kann dadurch erfolgen, dass der Beitrag in einer der 
Öffentlichkeit unentgeltlich zugänglichen elektronischen Zeitschrift veröffentlicht wird. Erscheint der Beitrag zunächst 
nicht in einer der Öffentlichkeit unentgeltlich elektronisch zugänglichen Zeitschrift, so soll der Beitrag – gegebenenfalls 
nach Ablauf einer angemessenen Frist (Embargofrist) – der Öffentlichkeit unentgeltlich elektronisch zugänglich ge-
macht werden (Zweitveröffentlichung). Im Fall der Zweitveröffentlichung soll die Embargofrist zwölf Monate nicht 
überschreiten. Das BMFTR begrüßt ausdrücklich die Open-Access-Zweitveröffentlichung von aus dem Vorhaben 
resultierenden wissenschaftlichen Monographien. 

Zuwendungsempfänger sind angehalten, geeignete Maßnahmen zur Wissenschaftskommunikation im Zusammen-
hang mit ihrem Forschungsprozess und den Forschungsergebnissen einzuplanen und darzulegen. 

Bei Verbundvorhaben sollen die Verbundpartner eine gemeinsame Strategie zur Wissenschaftskommunikation ent-
wickeln. 

Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft (inklusive Start-ups und KMU) werden zu Maßnahmen zur Wissenschafts-
kommunikation ermutigt, ohne dass dies als Kriterium bei der Förderentscheidung des Zuwendungsgebers berück-
sichtigt wird. 

Mit dem Antrag auf Zuwendung ist das Vorhandensein eines Forschungsdatenmanagementplans zu bestätigen, der 
den Lebenszyklus der im Projekt erhobenen Daten beschreibt. Zuwendungsempfänger sollen, wann immer möglich, 
die im Rahmen des Projekts gewonnenen Daten einschließlich Angaben zu den verwendeten Instrumenten, Metho-
den, Datenanonymisierungen sowie Dokumentationen nach erfolgter Erstverwertung, beispielsweise in Form einer 
wissenschaftlichen Publikation, in nachnutzbarer Form einer geeigneten Einrichtung, zum Beispiel einem einschlägi-
gen Forschungsdatenrepositorium oder Forschungsdatenzentrum, zur Verfügung stellen, um im Sinne der guten wis-
senschaftlichen Praxis eine langfristige Datensicherung für Replikationen und gegebenenfalls Sekundärauswertungen 
durch andere Forschende zu ermöglichen. Repositorien sollten aktuelle Standards für Datenveröffentlichungen (FAIR 
Data-Prinzipien) erfüllen und die Beschreibung der Daten durch Metadaten und Vokabulare unterstützen und persis-
tente Identifikatoren (beispielsweise DOI, EPIC-Handle, ARK, URN) vergeben. In den Repositorien oder Forschungs-
datenzentren werden die Daten archiviert, dokumentiert und gegebenenfalls auf Anfrage der wissenschaftlichen Com-
munity zur Verfügung gestellt. 

7 Verfahren 

7.1 Einschaltung eines Projektträgers, Antragsunterlagen, sonstige Unterlagen und Nutzung des elektronischen An-
tragssystems 

Mit der Abwicklung der Fördermaßnahme hat das BMFTR derzeit folgenden Projektträger beauftragt: 

Projektträger Jülich (PtJ) 
Geschäftsbereich Neue Materialien und Chemie (NMT) 
Forschungszentrum Jülich GmbH 
52425 Jülich 

Ihre Kontaktpersonen sind: 

Dr. Andreas Falkenstein 
Telefon: 0 24 61/61-84138 
E-Mail: ptj-vaab@ptj.de 

Dr. Alexandra von der Heiden 
Telefon: 0 24 61/61-85444 
E-Mail: ptj-vaab@ptj.de 

Dr. Peter Weirich 
Telefon: 0 24 61/61-2709 
E-Mail: ptj-vaab@ptj.de 

Soweit sich hierzu Änderungen ergeben, wird dies im Bundesanzeiger oder in anderer geeigneter Weise bekannt 
gegeben. 

Vordrucke für Förderanträge, Richtlinien, Merkblätter, Hinweise und Nebenbestimmungen können unter der Internet-
adresse https://foerderportal.bund.de/easy/easy_index.php?auswahl=easy_formulare abgerufen werden. Es wird er-
wartet, dass Interessenten vor dem Einreichen von Projektskizzen mit dem Projektträger Jülich Kontakt aufnehmen. 
Weitere Informationen stehen unter der Internetadresse:  

https://www.batterieforschung.de/de/foerderung/foerderinitiativen 
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Zur Erstellung von Projektskizzen und förmlichen Förderanträgen ist das elektronische Antragssystem „easy-Online“ 
zu nutzen (https://foerderportal.bund.de/easyonline). Es besteht die Möglichkeit, den Antrag in elektronischer Form 
über dieses Portal unter Nutzung des TAN-Verfahrens oder mit einer qualifizierten elektronischen Signatur einzurei-
chen. Daneben bleibt weiterhin eine Antragstellung in Papierform möglich. 

Alle Unterlagen sind in deutscher Sprache zu erstellen. 

7.2 Zweistufiges Antragsverfahren 

Das Antragsverfahren ist für alle Stufen (Konzeptionsphase und Umsetzungsphasen) zweistufig angelegt. 

7.2.1 Vorlage und Auswahl von Projektskizzen 

In der ersten Verfahrensstufe sind dem Projektträger zunächst Projektskizzen in deutscher Sprache elektronisch unter 
Nutzung des elektronischen Antragssystems „easy-Online“ (https://foerderportal.bund.de/easyonline) einzureichen. 

Wählen Sie zur Erstellung im Formularassistenten den zur Fördermaßnahme bereitgestellten Formularsatz aus. Folgen 
Sie der Menüauswahl:   

– Ministerium: Bundesministerium für Forschung, Technologie und Raumfahrt   

– Fördermaßnahme: VAAB – Vertikale Applikationsallianzen Batterie 

Die Projektskizzen sind in Abstimmung mit dem vorgesehenen Verbundkoordinator vorzulegen. 

Eine Einreichung von Projektskizzen ist jederzeit möglich. Die Frist endet zum 31. Dezember 2028. 

Der Skizze soll folgende Gliederung zugrunde gelegt werden:   

1. Executive Summary (1 Seite): 

Zielanwendung, Materialsystem, TRL-Entwicklung und Wertschöpfung in Deutschland/Europa, industrielle Ver-
wertung   

2. Strategische Relevanz: 

Technologische Souveränität, Wettbewerbsfähigkeit Deutschland und Europa, Beitrag zur HTAD und zum Batte-
rie-Ökosystem   

3. Zielanwendung und Anforderungsprofil:   

Anwendungsanforderungen (zum Beispiel Energiedichte, Leistung, Schnellladefähigkeit, Sicherheit, Lebensdauer, 
Kosten, Zuverlässigkeit) im Vergleich zu bestehenden Lösungen, Marktrelevanz   

4. Materialsystem/Zellarchitektur:   

Anforderungsparameter, Stand der Technik, Zielwerte, Relevanz für Anwendung   

5. Wissenschaftlich-technischer Ansatz:   

Beispielweise Versuchs- und Entwicklungslogik, Simulation/KI/datengetriebene Optimierung   

6. TRL-Roadmap und Meilensteinlogik:   

Start-TRL und Ziel-TRL, Meilensteine je Förderphase, technische Reife je Teilkomponente. Beschreibung der 
geplanten Umsetzungsphase und Ausblick auf mögliche weitere Umsetzungsphasen, Zeitplan.   

7. Herstellbarkeit, Produzierbarkeit und Skalierung: 

Geplanter Herstellprozess, Skalierungspfad Forschung → Pilotlinie → Serie (Skalierungspotential), kritische Pro-
zessschritte und deren Beherrschung   

8. Systemintegration und Validierung in der Zielanwendung:   

Validierung im vorgesehenen Anwendungssystem, Systemintegration und -performance, Ableitung von Zell-/ 
Systemeigenschaften aus Anwendungsanforderungen   

9. Rohstoffstrategie und Recycling:   

Materialverfügbarkeit und Substitutionsoptionen, Recyclingfähigkeit   

10. Konsortium, Rollen und Governance: 

Kompetenz der Partner entlang der Wertschöpfungskette, vorhandene Infrastruktur/Pilotlinien, Governancestruk-
turen, IP-Strategie   

11. Verwertung, Markt und Wirtschaftlichkeit: 

Industrielle Verwertungsstrategie in Deutschland/Europa, Markt- und Skalierungspotential, Wirtschaftlichkeitsana-
lyse je Umsetzungsphase, Zielkostenpfad, wirtschaftliche Entscheidungspunkte je Phase, falls zutreffend: Strate-
gie zur Marktaktivierung (Start of Production)   

12. Risikoanalyse:   

Technologische Risiken und Eskalationsmanagement, Skalierungsrisiken, Markt-/Verwertungsrisiken   

13. Kostenabschätzung für Konzeptions- und Umsetzungsphase 

Es steht den Interessenten frei, weitere Punkte anzufügen, die nach ihrer Auffassung für eine Beurteilung ihres Vor-
schlags von Bedeutung sind. 
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Die Projektskizze soll insgesamt 25 DIN-A4-Seiten nicht überschreiten (einseitig beschrieben, Zeilenabstand 1,5 Zei-
len, Schriftgrad 11, Schriftart Arial) und ist in deutscher Sprache zu verfassen. Titelblatt, Inhaltsverzeichnis, Literatur-
verzeichnis zählen nicht zu den 25 Seiten. 

Die eingegangenen Projektskizzen werden nach den folgenden Kriterien bewertet:   

– Klare Definition der Zielanwendung(en)   

– Ableitung der Zell- und Systemeigenschaften aus den Anwendungsanforderungen   

– Plausibilität der technologischen Roadmap (TRL-Entwicklung) und des Zeitplans   

– Abdeckung mehrerer Stufen der Wertschöpfungskette (Material → Zelle → System → Recycling)   

– Einsatz seriennaher Fertigungs- und Prüfwerkzeuge, Maschinen- und Anlagen   

– Nachweis der Skalierbarkeit der Prozesse (Pilotlinie → Serie)   

– Validierung der Zielzelle im vorgesehenen Anwendungssystem   

– Systemintegration und -performance (Sicherheit, Lebensdauer, Effizienz)   

– Berücksichtigung der Gesamtsystemkosten   

– Marktrelevanz der adressierten Anwendungen oder Beitrag zur Souveränität von KRITIS (kritische Infrastruktur)   

– Nutzung von Simulation, KI und datengetriebenen Optimierungsansätzen   

– Kompetenz und Erfahrung der Partner entlang der Wertschöpfungskette   

– Strategie zur industriellen Verwertung in Deutschland/Europa und Markt- und Skalierungspotential 

Entsprechend der oben angegebenen Kriterien und Bewertung werden die für eine Förderung geeigneten Projektideen 
ausgewählt. Das Auswahlergebnis wird den Interessenten schriftlich mitgeteilt. 

Die im Rahmen dieser Verfahrensstufe eingereichte Projektskizze und eventuell weitere vorgelegte Unterlagen werden 
nicht zurückgesendet. Sie bleiben im Eigentum des BMFTR und werden gegebenenfalls für Auswertungen im Zuge 
der Evaluation genutzt. 

Aus der Vorlage der Projektskizzen kann kein Anspruch auf eine Förderung abgeleitet werden. 

Das BMFTR behält sich vor, sich bei der Bewertung der Projektskizzen durch externe Gutachter beraten zu lassen. In 
jedem Fall erfolgt eine Abstimmung mit dem BMWE. 

7.2.2 Vorlage förmlicher Förderanträge und Entscheidungsverfahren 

In der zweiten Verfahrensstufe werden die Verfasser der positiv bewerteten Projektskizzen aufgefordert, einen förm-
lichen Förderantrag vorzulegen. 

Ein vollständiger Förderantrag liegt nur vor, wenn mindestens die Anforderungen nach Artikel 6 Absatz 2 AGVO (ver-
gleiche Anlage) erfüllt sind. 

Zur Erstellung der förmlichen Förderanträge ist die Nutzung des elektronischen Antragssystems „easy-Online“ (unter 
Beachtung der in der Anlage genannten Anforderungen) erforderlich (https://foerderportal.bund.de/easyonline/). Es 
besteht die Möglichkeit, den Antrag in elektronischer Form über dieses Portal unter Nutzung des TAN-Verfahrens oder 
mit einer qualifizierten elektronischen Signatur einzureichen. Daneben bleibt weiterhin eine Antragstellung in Papier-
form möglich. 

Bei Verbundprojekten sind die Förderanträge in Abstimmung mit dem vorgesehenen Verbundkoordinator vorzulegen. 

Anträge, die nach dem oben angegebenen Zeitpunkt eingehen, können möglicherweise nicht mehr berücksichtigt 
werden. 

Die eingegangenen Anträge werden nach den folgenden Kriterien bewertet und geprüft:   

– Förderfähigkeit des Antragstellers   

– Zuwendungsfähigkeit sowie Notwendigkeit und Angemessenheit der beantragten Mittel   

– Nachvollziehbarkeit der Erläuterungen zum Finanzierungsplan   

– Qualität und Aussagekraft des Arbeitsplans und Belastbarkeit des Verwertungsplans, besonders hinsichtlich der 
förderpolitischen Zielsetzungen dieser Fördermaßnahme   

– Umsetzung eventueller Auflagen beziehungsweise Berücksichtigung übermittelter Hinweise zur Antragstellung aus 
der Skizzenbewertung und Einhaltung des dort zur Förderung empfohlenen Finanzrahmens   

– Einbettung in die vertikale Struktur der einzurichtenden Allianz und Abdeckung der notwendigen Wertschöpfungs-/ 
Prozess-/Anwendungskette   

– Gewährleistung eines ausreichenden schutzrechtlichen Handlungsspielraums („freedom to operate“)   

– Plausibilität der Rohstoffstrategie und Nachweis von Materialverfügbarkeit und, falls zu treffend, Rohstoffsicherheit   

– Nachweis der Anwender und Zellhersteller zur Produzierbarkeit   

– Plausibilität des gemeinsamen Plans/Governance zu Verwertung, IP, Datenverfügbarkeit innerhalb der Allianz und 
Schnittstellen zwischen den einzelnen Akteuren 
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– Für eine Anschlussfinanzierung in einer späteren Umsetzungsphase: Erfüllung aller Pflichten der vorangegangenen 
Phase bis zum Zeitpunkt der Antragstellung 

Entsprechend der oben angegebenen Kriterien und Bewertung wird nach abschließender Antragsprüfung über eine 
Förderung entschieden. 

Die Förderentscheidung erfolgt in Abstimmung mit dem BMWE. 

7.3 Zu beachtende Vorschriften 

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der Ver-
wendung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhebung des Zuwendungsbescheids und die Rückforderung der 
gewährten Zuwendung gelten die §§ 48 bis 49a des Verwaltungsverfahrensgesetzes, die §§ 23, 44 BHO und die 
hierzu erlassenen Allgemeinen Verwaltungsvorschriften, soweit nicht in dieser Förderrichtlinie Abweichungen von 
den Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zugelassen worden sind. Der Bundesrechnungshof ist gemäß § 91 BHO 
zur Prüfung berechtigt. 

8 Geltungsdauer 

Diese Förderrichtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Bundesanzeiger in Kraft. Die Laufzeit dieser Förderrichtlinie 
ist bis zum Zeitpunkt des Auslaufens ihrer beihilferechtlichen Grundlage, der De-minimis-Verordnung, zuzüglich einer 
Anpassungsperiode von sechs Monaten, mithin bis zum 30. Juni 2031, beziehungsweise der AGVO, zuzüglich einer 
Anpassungsperiode von sechs Monaten, mithin bis zum 30. Juni 2027, befristet. Sollte die zeitliche Anwendung der 
De-minimis-Verordnung beziehungsweise der AGVO ohne die Beihilferegelung betreffende relevante inhaltliche Ver-
änderungen verlängert werden, verlängert sich die Laufzeit dieser Förderrichtlinie entsprechend, aber nicht über den 
31. Dezember 2038 hinaus. Sollte die De-minimis-Verordnung beziehungsweise die AGVO nicht verlängert und durch 
eine neue De-minimis-Verordnung beziehungsweise AGVO ersetzt werden oder sollten relevante inhaltliche Verände-
rungen der derzeitigen De-minimis-Verordnung beziehungsweise AGVO vorgenommen werden, wird eine den dann 
geltenden Freistellungsbestimmungen entsprechende Nachfolge-Förderrichtlinie bis 31. Dezember 2028 in Kraft ge-
setzt werden. 

Bonn, den 28. Juli 2026 

Bundesministerium 
für Forschung, Technologie und Raumfahrt 

Im Auftrag 
Ingo Höl le in  
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Anlage 

Für diese Förderrichtlinie gelten die folgenden beihilferechtlichen Vorgaben: 

De-minimis 

1 Allgemeine Zuwendungsvoraussetzungen/Zuwendungsempfänger 

Nach Artikel 3 Absatz 2 der De-minimis-Verordnung darf der Gesamtbetrag der einem einzigen Unternehmen gewähr-
ten De-minimis-Beihilfe in einem Zeitraum von drei Jahren 300 000 Euro nicht übersteigen. Die Vorgaben des Artikels 2 
der De-minimis-Verordnung zum Begriff „ein einziges Unternehmen“ sind dabei zu berücksichtigen. 

Der Antrag auf Förderung nach dieser Förderrichtlinie gilt als Erklärung, dass der Antragsteller die Anwendung der De- 
minimis-Verordnung als Rechtsgrundlage anerkennt und die hierin festgeschriebenen Vorgaben eingehalten werden, 
insbesondere, dass durch die Fördermaßnahme die geltenden Fördergrenzen nicht überschritten werden. Dies gilt 
besonders auch im Hinblick auf eine mögliche Kumulierung von staatlicher Förderung für das betreffende Vorhaben/ 
die betreffende Tätigkeit. 

Der Antragsteller verpflichtet sich darüber hinaus, dass er im Falle der Gewährung einer De-minimis-Förderung alle 
damit im Zusammenhang stehenden relevanten Unterlagen mindestens für drei Jahre aufbewahrt. 

2 Umfang der Zuwendung/Kumulierung 

De-minimis-Beihilfen dürfen nicht mit staatlichen Beihilfen für dieselben beihilfefähigen Kosten kumuliert werden, 
wenn die Kumulierung dazu führen würde, dass die höchste einschlägige Beihilfeintensität oder der höchste einschlä-
gige Beihilfebetrag, die beziehungsweise der im Einzelfall in einer Gruppenfreistellungsverordnung oder einem Be-
schluss der Kommission festgelegt ist, überschritten wird. De-minimis-Beihilfen, die nicht in Bezug auf bestimmte 
beihilfefähige Kosten gewährt werden und keinen solchen Kosten zugewiesen werden können, dürfen mit anderen 
staatlichen Beihilfen kumuliert werden, die auf der Grundlage einer Gruppenfreistellungsverordnung oder eines Be-
schlusses der Kommission gewährt wurden. 

AGVO 

1 Allgemeine Zuwendungsvoraussetzungen 

Die Rechtmäßigkeit der Beihilfe ist nur dann gegeben, wenn im Einklang mit Artikel 3 AGVO alle Voraussetzungen des 
Kapitels I AGVO sowie die für die bestimmte Gruppe von Beihilfen geltenden Voraussetzungen des Kapitels III erfüllt 
sind. Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß der Rechtsprechung der Europäischen Gerichte die nationalen Ge-
richte verpflichtet sind, eine Rückforderung anzuordnen, wenn staatliche Beihilfen unrechtmäßig gewährt wurden. 

Staatliche Beihilfen auf Grundlage der AGVO werden nicht gewährt, wenn ein Ausschlussgrund nach Artikel 1 Absatz 2 
bis 6 AGVO gegeben ist. Dies gilt insbesondere, wenn das Unternehmen einer Rückforderungsanordnung aufgrund 
eines früheren Beschlusses der Kommission zur Feststellung der Unzulässigkeit einer Beihilfe und ihrer Unvereinbar-
keit mit dem Binnenmarkt nicht nachgekommen ist. 

Gleiches gilt für eine Beihilfengewährung an Unternehmen in Schwierigkeiten gemäß der Definition nach Artikel 2 
Absatz 18 AGVO. Ausgenommen von diesem Verbot sind allein Unternehmen, die sich am 31. Dezember 2019 nicht 
bereits in Schwierigkeiten befanden, aber im Zeitraum vom 1. Januar 2020 bis 31. Dezember 2021 zu Unternehmen in 
Schwierigkeiten wurden nach Artikel 1 Absatz 4 Buchstabe c AGVO. 

Diese Bekanntmachung gilt nur im Zusammenhang mit Beihilfen, die einen Anreizeffekt nach Artikel 6 AGVO haben. 
Der in diesem Zusammenhang erforderliche Beihilfeantrag muss mindestens die folgenden Angaben enthalten:   

a) Name und Größe des Unternehmens,   

b) Beschreibung des Vorhabens mit Angabe des Beginns und des Abschlusses,   

c) Standort des Vorhabens,   

d) die Kosten des Vorhabens sowie   

e) die Art der Beihilfe (zum Beispiel Zuschuss, Kredit, Garantie, rückzahlbarer Vorschuss oder Kapitalzuführung) und 
Höhe der für das Vorhaben benötigten öffentlichen Finanzierung. 

Mit dem Antrag auf eine Förderung im Rahmen dieser Förderrichtlinie erklärt sich der Antragsteller bereit:   

– zur Mitwirkung bei der Einhaltung der beihilferechtlichen Vorgaben;   

– zur Vorlage von angeforderten Angaben und/oder Belegen zum Nachweis der Bonität und der beihilferechtlichen 
Konformität;   

– zur Mitwirkung im Fall von Verfahren (bei) der Europäischen Kommission.8 

Der Zuwendungsempfänger ist weiter damit einverstanden, dass:   

– das BMFTR alle Unterlagen über gewährte Beihilfen, die die Einhaltung der vorliegend genannten Voraussetzungen 
belegen, für zehn Jahre nach Gewährung der Beihilfe aufbewahrt und der Europäischen Kommission auf Verlangen 
aushändigt; 

8 Beispielsweise im Rahmen einer Einzelfallprüfung nach Artikel 12 AGVO durch die Europäische Kommission. 
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– das BMFTR Beihilfen über 100 000 Euro auf der Transparenzdatenbank der EU-Kommission veröffentlicht.9 

Im Rahmen dieser Förderrichtlinie erfolgt die Gewährung staatlicher Beihilfen in Form von Zuschüssen gemäß Artikel 5 
Absatz 1 und 2 AGVO. 

Die AGVO begrenzt die Gewährung staatlicher Beihilfen für wirtschaftliche Tätigkeiten in nachgenannten Bereichen 
auf folgende Maximalbeträge:   

– 35 Millionen Euro pro Unternehmen und Vorhaben für industrielle Forschung (Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe i Ziffer ii 
AGVO);   

– 25 Millionen Euro pro Unternehmen und Vorhaben für experimentelle Entwicklung (Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe i 
Ziffer iii AGVO);   

– 8,25 Millionen Euro pro Studie für Durchführbarkeitsstudien (Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe i Ziffer vi AGVO);   

– 10 Millionen Euro pro Unternehmen und Vorhaben für Innovationsbeihilfen für KMU (Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe l 
AGVO);   

– 10 Millionen Euro pro Innovationscluster (Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe k AGVO). 

Bei der Prüfung, ob diese Maximalbeträge (Anmeldeschwellen) eingehalten sind, sind die Kumulierungsregeln nach 
Artikel 8 AGVO zu beachten. Die Maximalbeträge dürfen nicht durch eine künstliche Aufspaltung von inhaltlich zu-
sammenhängenden Vorhaben umgangen werden. Die Teilgenehmigung bis zur Anmeldeschwelle einer notifizierungs-
pflichtigen Beihilfe ist nicht zulässig. 

2 Umfang/Höhe der Zuwendungen 

Für diese Förderrichtlinie gelten die nachfolgenden Vorgaben der AGVO, insbesondere bezüglich beihilfefähiger Kos-
ten und Beihilfeintensitäten. Dabei geben die nachfolgend genannten beihilfefähigen Kosten und Beihilfeintensitäten 
den maximalen Rahmen vor, innerhalb dessen die Gewährung von zuwendungsfähigen Kosten und Förderquoten für 
Vorhaben mit wirtschaftlicher Tätigkeit erfolgen kann. 

Artikel 25 AGVO – Beihilfen für Forschungs- und Entwicklungsvorhaben 

Der geförderte Teil des Forschungsvorhabens ist vollständig einer oder mehreren der folgenden Kategorien zuzuord-
nen:   

– industrielle Forschung;   

– experimentelle Entwicklung;   

– Durchführbarkeitsstudien 

(vergleiche Artikel 25 Absatz 2 AGVO; Begrifflichkeiten gemäß Artikel 2 Nummer 84 fortfolgende AGVO). 

Zur Einordnung von Forschungsarbeiten in die Kategorien der Grundlagenforschung, industriellen Forschung und 
experimentellen Entwicklung wird auf die einschlägigen Hinweise in Randnummer 79 und in den Fußnoten 59, 60 
sowie 61 des FuEuI-Unionsrahmens verwiesen. 

Die beihilfefähigen Kosten des jeweiligen Forschungs- und Entwicklungsvorhabens sind den relevanten Forschungs- 
und Entwicklungskategorien zuzuordnen. 

Beihilfefähige Kosten sind:   

a) Personalkosten: Kosten für Forscher, Techniker und sonstiges Personal, soweit diese für das Vorhaben eingesetzt 
werden (Artikel 25 Absatz 3 Buchstabe a AGVO);   

b) Kosten für Instrumente und Ausrüstung, soweit und solange sie für das Vorhaben genutzt werden. Wenn diese 
Instrumente und Ausrüstungen nicht während ihrer gesamten Lebensdauer für das Vorhaben verwendet werden, 
gilt nur die nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung ermittelte Wertminderung während der Dauer 
des Vorhabens als beihilfefähig (Artikel 25 Absatz 3 Buchstabe b AGVO);   

c) Kosten für Auftragsforschung, Wissen und für unter Einhaltung des Arm’s-length-Prinzips von Dritten direkt oder in 
Lizenz erworbene Patente sowie Kosten für Beratung und gleichwertige Dienstleistungen, die ausschließlich für das 
Vorhaben genutzt werden (Artikel 25 Absatz 3 Buchstabe d AGVO);   

d) zusätzliche Gemeinkosten und sonstige Betriebskosten (unter anderem Material, Bedarfsartikel und dergleichen), 
die unmittelbar durch das Vorhaben entstehen (Artikel 25 Absatz 3 Buchstabe e AGVO). 

Die beihilfefähigen Kosten von Durchführbarkeitsstudien sind die Kosten der Studie (Artikel 25 Absatz 4 AGVO). 

Die Beihilfeintensität pro Beihilfeempfänger darf folgende Sätze nicht überschreiten:   

– 50 Prozent der beihilfefähigen Kosten für industrielle Forschung (Artikel 25 Absatz 5 Buchstabe b AGVO);   

– 25 Prozent der beihilfefähigen Kosten für experimentelle Entwicklung (Artikel 25 Absatz 5 Buchstabe c AGVO);   

– 50 Prozent der beihilfefähigen Kosten für Durchführbarkeitsstudien (Artikel 25 Absatz 5 Buchstabe d AGVO). 

9 (Die Transparenzdatenbank der EU-Kommission kann unter https://webgate.ec.europa.eu/competition/transparency/public?lang=de aufgerufen 
werden.) Maßgeblich für diese Veröffentlichung sind die nach Anhang III der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 
geforderten Informationen. Hierzu zählen unter anderem der Name oder die Firma des Beihilfeempfängers und die Höhe der Beihilfe. 
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Die Beihilfeintensitäten für industrielle Forschung und experimentelle Entwicklung können im Einklang mit Artikel 25 
Absatz 6 Buchstabe a bis d auf bis zu 80 Prozent der beihilfefähigen Kosten angehoben werden, wobei die Buch-
staben b, c und d nicht miteinander kombiniert werden dürfen:   

a) um zehn Prozentpunkte bei mittleren Unternehmen und 
um 20 Prozentpunkte bei kleinen Unternehmen;   

b) um 15 Prozentpunkte, wenn eine der folgenden Voraussetzungen erfüllt ist:   

i) Das Vorhaben beinhaltet die wirksame Zusammenarbeit  

– zwischen Unternehmen, von denen mindestens eines ein KMU ist, oder wird in mindestens zwei Mitglied-
staaten oder einem Mitgliedstaat und einer Vertragspartei des EWR-Abkommens durchgeführt, wobei kein 
einzelnes Unternehmen mehr als 70 Prozent der beihilfefähigen Kosten bestreitet, oder   

– zwischen einem Unternehmen und einer oder mehreren Einrichtungen für Forschung und Wissensverbreitung, 
die mindestens zehn Prozent der beihilfefähigen Kosten tragen und das Recht haben, ihre eigenen For-
schungsergebnisse zu veröffentlichen.   

ii) Die Ergebnisse des Vorhabens finden durch Konferenzen, Veröffentlichung, Open-Access-Repositorien oder 
durch gebührenfreie Software beziehungsweise Open-Source-Software weite Verbreitung. 

iii) Der Beihilfeempfänger verpflichtet sich, für Forschungsergebnisse geförderter Forschungs- und Entwicklungs-
vorhaben, die durch Rechte des geistigen Eigentums geschützt sind, zeitnah nichtausschließliche Lizenzen für 
die Nutzung durch Dritte im EWR zu Marktpreisen diskriminierungsfrei zu erteilen.   

iv) Das Forschungs- und Entwicklungsvorhaben wird in einem Fördergebiet durchgeführt, das die Voraussetzungen 
des Artikels 107 Absatz 3 Buchstabe a des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) 
erfüllt.   

c) um fünf Prozentpunkte, wenn das Forschungs- und Entwicklungsvorhaben in einem Fördergebiet durchgeführt 
wird, das die Voraussetzungen des Artikels 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV erfüllt. 

Die Beihilfeintensität für Durchführbarkeitsstudien kann bei mittleren Unternehmen um zehn Prozentpunkte und bei 
kleinen Unternehmen um 20 Prozentpunkte erhöht werden. 

Artikel 27 AGVO – Beihilfen für Innovationscluster 

Dem Eigentümer des Innovationsclusters können Investitionsbeihilfen gewährt werden. Dem Betreiber des Innovati-
onsclusters können Betriebsbeihilfen gewährt werden. Wenn der Betreiber nicht mit dem Eigentümer identisch ist, 
kann er eine eigene Rechtspersönlichkeit haben oder ein Unternehmenskonsortium ohne eigene Rechtspersönlichkeit 
sein. Die Kosten und Einnahmen jeder Tätigkeit (Eigentum, Betrieb und Nutzung des Clusters) müssen in jedem Fall 
von jedem Unternehmen gemäß den geltenden Rechnungslegungsstandards getrennt verbucht werden. 

Die Räumlichkeiten, Anlagen und Tätigkeiten des Clusters müssen mehreren Nutzern offenstehen und der Zugang 
muss zu transparenten und diskriminierungsfreien Bedingungen gewährt werden. Unternehmen, die mindestens 
zehn Prozent der Investitionskosten des Innovationsclusters finanziert haben, können einen bevorzugten Zugang zu 
günstigeren Bedingungen erhalten. Um Überkompensationen zu verhindern, muss der Zugang in einem angemesse-
nen Verhältnis zum Investitionsbeitrag des Unternehmens stehen; ferner werden die Vorzugsbedingungen öffentlich 
zugänglich gemacht. 

Entgelte für die Nutzung der Einrichtungen und die Beteiligung an Tätigkeiten des Clusters müssen dem Marktpreis 
entsprechen beziehungsweise die Kosten einschließlich einer angemessenen Gewinnspanne widerspiegeln 

Investitionsbeihilfen können für den Auf- oder Ausbau des Innovationsclusters gewährt werden. Beihilfefähige Kosten 
sind die Kosten der Investitionen in materielle und immaterielle Vermögenswerte. 

Die Beihilfeintensität von Investitionsbeihilfen für Innovationscluster darf höchstens 50 Prozent der beihilfefähigen 
Kosten betragen. Die Beihilfeintensität kann bei Innovationsclustern in Fördergebieten nach Artikel 107 Absatz 3 
Buchstabe a AEUV um 15 Prozent und bei Innovationsclustern in Fördergebieten nach Artikel 107 Absatz 3 Buch-
stabe c AEUV um fünf Prozent erhöht werden. 

Für den Betrieb von Innovationsclustern können Betriebsbeihilfen gewährt werden. Dies ist für einen Zeitraum von bis 
zu zehn Jahren möglich. 

Beihilfefähige Kosten von Betriebsbeihilfen für Innovationscluster sind die Kosten für Personal und Verwaltung (ein-
schließlich Gemeinkosten) für   

a) die Betreuung des Innovationsclusters zwecks Erleichterung der Zusammenarbeit, des Informationsaustauschs 
und der Erbringung und Weiterleitung von spezialisierten und maßgeschneiderten Unterstützungsdienstleistungen 
für Unternehmen; 

b) Werbemaßnahmen, die darauf abzielen, neue Unternehmen oder Einrichtungen zur Beteiligung am Innovations-
cluster zu bewegen und die Sichtbarkeit des Innovationsclusters zu erhöhen; 

c) die Verwaltung der Einrichtungen des Innovationsclusters, die Organisation von Aus- und Weiterbildungsmaßnah-
men, Workshops und Konferenzen zur Förderung des Wissensaustauschs, die Vernetzung und die transnationale 
Zusammenarbeit. 
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Die Beihilfeintensität von Betriebsbeihilfen darf im Gewährungszeitraum höchstens 50 Prozent der beihilfefähigen 
Gesamtkosten betragen. 

Artikel 28 AGVO – Innovationsbeihilfen für KMU 

Beihilfefähige Kosten sind:   

a) Kosten für die Erlangung, Validierung und Verteidigung von Patenten und anderen immateriellen Vermögenswerten;   

b) Kosten für die Abordnung hochqualifizierten Personals einer Einrichtung für Forschung und Wissensverbreitung 
oder eines großen Unternehmens für Tätigkeiten im Bereich Forschung, Entwicklung oder Innovation in einer neu 
geschaffenen Funktion innerhalb des begünstigten KMU, wodurch jedoch kein anderes Personal ersetzt wird;   

c) Kosten für Innovationsberatungsdienste und innovationsunterstützende Dienste, einschließlich Diensten, die von 
Einrichtungen für Forschung und Wissensverbreitung, Forschungsinfrastrukturen, Erprobungs- und Versuchsinfra-
strukturen oder Innovationsclustern erbracht werden. 

Die Beihilfeintensität darf 50 Prozent der beihilfefähigen Kosten nicht überschreiten. 

In dem besonderen Fall von Beihilfen für Innovationsberatungsdienste und innovationsunterstützende Dienste kann 
die Beihilfeintensität auf bis zu 100 Prozent der beihilfefähigen Kosten angehoben werden, sofern der Gesamtbetrag 
der Beihilfe für Innovationsberatungsdienste und innovationsunterstützende Dienste innerhalb von drei Jahren nicht 
mehr als 220 000 Euro pro Unternehmen beträgt. 

Die beihilfefähigen Kosten sind gemäß Artikel 7 Absatz 1 AGVO durch schriftliche Unterlagen zu belegen, die klar, 
spezifisch und aktuell sein müssen. 

Für die Berechnung der Beihilfeintensität und der beihilfefähigen Kosten werden die Beträge vor Abzug von Steuern 
und sonstigen Abgaben herangezogen. 

3 Kumulierung 

Bei der Einhaltung der maximal zulässigen Beihilfeintensität sind insbesondere auch die Kumulierungsregeln in 
Artikel 8 AGVO zu beachten. Die Kumulierung von mehreren Beihilfen für dieselben förderfähigen Kosten/Ausgaben 
ist nur im Rahmen der folgenden Regelungen beziehungsweise Ausnahmen gestattet: 

Werden Unionsmittel, die von Organen, Einrichtungen, gemeinsamen Unternehmen oder sonstigen Stellen der Union 
zentral verwaltet werden und nicht direkt oder indirekt der Kontrolle der Mitgliedstaaten unterstehen, mit staatlichen 
Beihilfen kombiniert, so werden bei der Feststellung, ob die Anmeldeschwellen und Beihilfehöchstintensitäten oder 
Beihilfehöchstbeträge eingehalten werden, nur die staatlichen Beihilfen berücksichtigt, sofern der Gesamtbetrag der 
für dieselben beihilfefähigen Kosten gewährten öffentlichen Mittel den in den einschlägigen Vorschriften des Unions-
rechts festgelegten günstigsten Finanzierungssatz nicht überschreitet. 

Nach der AGVO freigestellte Beihilfen, bei denen sich die beihilfefähigen Kosten bestimmen lassen, können kumuliert 
werden mit 

a) anderen staatlichen Beihilfen, sofern diese Maßnahmen unterschiedliche bestimmbare beihilfefähige Kosten be-
treffen; 

b) anderen staatlichen Beihilfen für dieselben, sich teilweise oder vollständig überschneidenden beihilfefähigen Kos-
ten, jedoch nur, wenn durch diese Kumulierung die höchste nach dieser Verordnung für diese Beihilfen geltende 
Beihilfeintensität beziehungsweise der höchste nach dieser Verordnung für diese Beihilfen geltende Beihilfebetrag 
nicht überschritten wird. 

Beihilfen, bei denen sich die beihilfefähigen Kosten nicht bestimmen lassen, können mit anderen staatlichen Beihilfen, 
bei denen sich die beihilfefähigen Kosten auch nicht bestimmen lassen, kumuliert werden, und zwar bis zu der für den 
jeweiligen Sachverhalt einschlägigen Obergrenze für die Gesamtfinanzierung, die im Einzelfall in der AGVO oder in 
einem Beschluss der Europäischen Kommission festgelegt ist. 

Nach der AGVO freigestellte staatliche Beihilfen dürfen nicht mit De-minimis-Beihilfen für dieselben beihilfefähigen 
Kosten kumuliert werden, wenn durch diese Kumulierung die in Kapitel III AGVO festgelegten Beihilfeintensitäten oder 
Beihilfehöchstbeträge überschritten werden. 
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